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Svenja Bauer-Blaschkowski 
Politik nach Präferenzlage oder pragmatisches 
Problemlösen? Landesregierungen und die 
Unterbringung von Asylbewerbern (1995-2016) 
Zusammenfassung 
Während asylpolitische Entscheidungen des Bun-
des als ideologiegetrieben beschrieben werden, gel-
ten die Kommunen seit Jahrzehnten als Vorreiter
einer pragmatischen Asylpolitik. Unklar ist bis-
lang, wodurch die Asylpolitiken der Bundesländer
geprägt werden. Dieser Fragestellung geht das vor-
liegende Papier anhand der Einflussfaktoren auf
die Unterbringungsart von Asylbewerbern nach. Es
wird zunächst angenommen, dass Unterbringungs-
politiken durch länderspezifischen sozioökonomi-
schen Problemdruck geprägt werden. Kontrastie-
rend wird ausgehend von der Parteiendifferenzhy-
pothese argumentiert, dass unterschiedliche Lan-
desregierungen die Unterbringungsart von Asyl-
bewerbern gemäß ihren policy- und vote-seeking-
Motiven verschiedenartig ausgestalten, diese im
Wählerstimmenwettbewerb mit rechtspopulisti-
schen Parteien aber restriktiver ausrichten. Die Be-
funde gepoolter Zeitreihenanalysen von 1995 bis
2016 zeigen, dass demografischer Problemdruck,
steigende Asylbewerberzahlen und wirtschaftliche
Ressourcen die Art der Unterbringung nur teilwei-
se erklären. Vielmehr wird sie insbesondere durch
SPD und Union entsprechend ihren ideologischen
Motiven beeinflusst. Auf asylkritischere Einstel-
lungen ihrer Stammwählerschaft reagieren beide
mit einer restriktiveren Unterbringungspolitik. Im
Wettbewerb mit der AfD verändern die Unionspar-
teien ihre Unterbringungspolitik restriktiv, die SPD
dagegen permissiv. 
 
Schlagworte: Asylpolitik; Unterbringung von
Asylbewerbern; Bundesländer; Parteien 
 Abstract 
Party Politics or pragmatic problem-solving? 
Länder governments and the accomodation of 
asylum seekers (1995-2016) 
Which motives shape the asylum policies of the 
German Länder? I investigate this question by fo-
cusing on accommodation of asylum seekers. First, 
I assume that accommodation policy depends on 
socioeconomic pressures and resources. Con-
trasting this, I argue that Länder governments 
shape accommodation policy according to their re-
spective policy- and vote-seeking preferences. 
However, in competition with right-wing parties, 
they uniformly shift towards more restrictive 
measures. The results of pooled time series anal-
yses (1995-2016) show that demographic pressure, 
increasing numbers of asylum seekers and econom-
ic resources only partly explain different accom-
modation policies. Rather, SPD and Union basical-
ly implement their policy preferences, but react dif-
ferently to pressure from their electorate and from 
other parties. If their core electorate is xenophobic, 
both adopt more restrictive policies. Competing 
with the AfD, the SPD pursues more permissive 








Keywords: asylum policy; accommodation of asy-
lum seekers; German Länder; party politics 
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1 Einleitung 
In der medialen und politischen Debatte rund um die „Flüchtlingskrise“1 galt die Un-
terbringung von Asylbewerbern2 als Paradebeispiel für problemdruckinduziertes Han-
deln staatlicher Stellen: Angesichts drastisch angestiegener Asylbewerberzahlen, allge-
genwärtigen Wohnraummangels und einer finanziellen Überlastung der öffentlichen 
Haushalte sei eine Unterbringung von Flüchtlingen in großen Sammelunterkünften un-
umgänglich und eine Unterbringung in kleineren Wohneinheiten schlichtweg nicht rea-
lisierbar. Gleichwohl wird die Unterbringung von Asylbewerbern aufgrund ihrer Aus-
wirkungen als Ausdruck unterschiedlicher asylpolitischer Zielvorstellungen angesehen. 
Die Unterbringung in so genannten „Gemeinschaftsunterkünften“ gilt wegen ihrer se-
parierenden und abschreckenden Wirkung als restriktive Asylpolitik, die sogenannte 
„dezentrale Unterbringung“ in eigenen Wohneinheiten wegen ihrer integrativen, das 
Wohlbefinden von Asylbewerbern steigernden Wirkung als permissive Asylpolitik (u. 
a. Aumüller & Bretl, 2008; Johansson, 2016).  
Maßgeblich ausgestaltet wird die Unterbringung von Asylbewerbern durch die 
Bundesländer. Ein Blick in die Empirie zeigt hierbei erhebliche Unterschiede: Wäh-
rend Asylbewerber in Bundesländern wie Brandenburg oder Bayern seit Jahren über-
wiegend in Gemeinschaftsunterkünften leben, werden in Niedersachsen oder Schles-
wig-Holstein mehr als 90% der Asylbewerber dezentral untergebracht. Auch über Zeit 
lassen sich keine bundesweit einheitlichen Trends in der Art der Unterbringung ausma-
chen: Während der Anteil dezentraler Unterbringung in Baden-Württemberg oder dem 
Saarland in den letzten Jahren deutlich sank, ist er in Thüringen oder Bayern ange-
wachsen.  
Aber wodurch lässt sich diese Varianz erklären? Eine Betrachtung der Forschungs-
literatur zeigt, dass sich bislang keine Antwort auf diese Frage finden lässt. Trotz ihrer 
Relevanz im asylpolitischen Kompetenzgeflecht ist die Unterbringungspolitik der 
Bundesländer ein politikwissenschaftlich vernachlässigtes Feld. Bisherige Untersu-
chungen zu Bestimmungsfaktoren der Asylpolitik der Bundesländer befassen sich mit 
der Zusammensetzung und Arbeit von Härtefallkommissionen (Wolf, 2011), Asylaner-
kennungsquoten (Riedel & Schneider, 2017), Ausgabenhöhen oder Abschiebequoten 
(Hörisch, 2018) und, folgt man einem weiteren Verständnis von Asylpolitik als Teil 
von Migrationspolitik, mit Integration (Münch, 2016; Kostner, 2017; Träger & Neu-
mann, 2017) oder Einbürgerung (Henkes, 2008). Sie liefern unterschiedliche, zum Teil 
widersprüchliche, Befunde zur Relevanz von Problemdruck und finanziellen Ressour-
cen oder der parteipolitischen Zusammensetzung von Landesregierungen. Konsens 
über die Bestimmungsfaktoren von Asylpolitiken besteht bislang lediglich für die 
kommunale und die Bundesebene: Erstere gilt als pragmatisch und problemlösungsori-
entiert, letztere als ideologiegetrieben und politisiert.  
Ausgehend von diesen möglichen Motiven für Regierungshandeln geht das vorlie-
gende Papier daher folgenden Fragestellungen nach: Reagieren die Länder bei der Un-
terbringung von Asylbewerbern, ebenso wie die deutschen Kommunen, vorrangig auf 
regionale Problemlagen, wie Wohnraummangel oder steigende Asylbewerberzahlen, 
und versuchen diese entsprechend den vorhandenen Ressourcen zu bewältigen? Oder 
gestalten auch Landesregierungen – ähnlich wie Bundesregierungen –Unterbrin-
gungspolitiken gemäß eigenen politischen Zielvorstellungen oder wahlstrategischen 
Erwägungen permissiv oder restriktiv aus? Zur Beantwortung dieser Fragestellungen 
Politik nach Präferenzlage oder pragmatisches Problemlösen?  167 
erscheint die Art der Unterbringung von Asylbewerbern als empirisches Beispiel be-
sonders geeignet, da sie zentral durch die Bundesländer ausgestaltet werden kann und 
durch diesen Handlungsspielraum die Motive für Regierungshandeln besonders deut-
lich werden sollten. 
Im zweiten Teil des Papiers soll zunächst die Kompetenzverteilung und Ausgestal-
tung der Unterbringungspolitik in Deutschland dargestellt werden, um den Handlungs-
rahmen zu skizzieren, in dem Landesregierungen bei der Unterbringungspolitik agie-
ren. Im dritten Teil werden unterschiedliche Motive für das Handeln von Landesregie-
rungen und deren Auswirkungen auf die Art der Unterbringung theoretisch plausibili-
siert und Hypothesen formuliert. Im vierten Teil wird das Forschungsdesign vorge-
stellt. Darauf folgen die Ergebnisse der empirischen Analyse mithilfe von gepoolten 
Zeitreihenanalysen von 1995 bis 2016. Das Papier schließt im sechsten Teil mit einem 
Fazit und möglichen Anknüpfungspunkten für weitere Forschung. 
2 Unterbringung von Asylbewerbern: Kompetenzverteilung 
und politischer Gestaltungsspielraum 
Die Unterbringung von Asylbewerbern in Deutschland wird im Rahmen geteilter Zu-
ständigkeiten durch Regelungen auf der Bundes-, der Bundesländer- und der Kommu-
nalebene bestimmt. Auf Bundesebene finden sich zentrale Regelungen der Unterbrin-
gung von Asylbewerbern im Asylgesetz (AsylG), im Aufenthaltsgesetz und im Asyl-
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG) (Wendel, 2014, S. 8). Der Bund regelt die Auf-
nahme, das bundesweite Verfahren zur Verteilung von Asylbewerbern und den Auf-
enthalt in sogenannten Erstaufnahmeeinrichtungen verbindlich. Zunächst werden Asyl-
suchende nach ihrer Ankunft gemäß dem Königsteiner Schlüssel auf die Bundesländer 
verteilt (§§45, 46 AsylG) und in sogenannten (Erst-) Aufnahmeeinrichtungen unterge-
bracht, in denen auch die Erstanhörung im Asylverfahren stattfindet (Aumüller, Daphi 
& Biesenkamp, 2015, S. 21). In diesen sollen sie mindestens sechs Wochen, längstens 
aber drei Monate, verbleiben (Bogumil, Hafner & Kuhlmann, 2016, S. 129). Mit dem 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz (2015) wurde festgelegt, dass Asylbewerber aus 
so genannten sicheren Herkunftsstaaten bis zum Ende des Asylverfahrens, aber maxi-
mal sechs Monate, in den Erstaufnahmeeinrichtungen verbleiben (Aumüller, 2018, S. 
179f.). Zuständig dafür, die Erstaufnahmeeinrichtungen zu schaffen, zu unterhalten und 
eine entsprechende Anzahl an Unterbringungsplätzen bereitzustellen, sind nach §44 
Abs. 1 AsylG die Bundesländer. Die Größe, Beschaffenheit oder die Ausstattung der 
Erstaufnahmeeinrichtung sind im AsylG nicht festgelegt (Wendel, 2014, S. 8). 
Nach der Unterbringung in einer Erstaufnahmeeinrichtung werden Asylbewerber 
innerhalb eines Bundeslandes weiter verteilt (§50 AsylG). Dort „sollen“ sie laut dem 
AsylG „in der Regel in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden“ (§53 Abs. 1 
AsylG). Weitere Vorgaben zur Art und Ausgestaltung der sogenannten Anschlussun-
terbringung macht das AsylG nicht. Die Finanzierung obliegt ebenfalls den Bundeslän-
dern, seit Januar 2016 unterstützt der Bund die Länder allerdings mit einer Pauschale 
von 670 Euro pro Asylbewerber und Monat (Bundesregierung, 2018a). Aus dieser 
bundesgesetzlichen Regelung ergibt sich ein Ermessensspielraum: Die Länder sind 
nicht zur Errichtung und dem Betreiben von Gemeinschaftsunterkünften verpflichtet 
(Bergmann & Dienelt, 2016, Rn. 4-8). Die genaue Verteilung innerhalb des Bundes-
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landes, die Art und Ausgestaltung der Anschlussunterbringung, behördliche Zustän-
digkeiten und Verfahren zur Finanzierung werden von den Bundesländern im Rahmen 
von (Flüchtlings-) Aufnahmegesetzen eigenständig geregelt (Aumüller, 2018, S. 180). 
Neben den Flüchtlingsaufnahmegesetzen werden in immer mehr Bundesländern Lan-
desintegrationskonzepte und mittlerweile auch –gesetze verabschiedet, in denen sich 
ebenfalls Regelungen bzw. Zielvorstellungen in Zusammenhang mit der Anschlussun-
terbringung von Asylbewerbern finden (Aumüller, Daphi & Biesenkamp, 2015, S. 24). 
Die bestehenden Regelungen unterscheiden sich sowohl inhaltlich als auch in der Ver-
bindlichkeit erheblich (Cremer, 2014, S. 6). Ein Blick in die Empirie zeigt, dass sich 
diese Varianz auch im Politik-Outcome, gemessen über den Anteil dezentraler Unter-
bringung, niederschlägt (Abbildung 1):  
 
Abbildung 1: Anteil dezentraler Unterbringung in den Bundesländern 1994 bis 2016 
 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Bundesamt für Statistik, 2018h. 
 
In den meisten Bundesländern werden Asylbewerber aus der vom Land betriebenen 
Erstaufnahmeeinrichtung auf die Kommunen (Landkreise und kreisfreie Städte) ver-
teilt. Ausnahmen bilden hierbei Bayern, da dort die Regierungsbezirke für die An-
schlussunterbringung zuständig sind, sowie die Stadtstaaten Hamburg und Berlin, in 
denen sämtliche Verantwortlichkeiten bei der Landesregierung liegen (Aumüller, 2018, 
S. 180). Kommunen übernehmen daher in den meisten Bundesländern eine ausführen-
de Funktion bei der Anschlussunterbringung. Dementsprechend ist es möglich, dass 
auch Kommunen die dargestellte Outcome-Varianz beeinflussen. Dies sollte bei der In-
terpretation der Befunde im vorliegenden Papier berücksichtigt werden, stellt aber 
nicht den Fokus der Untersuchung dar. Über die Reichweite gesetzlicher Vorgaben, die 
Gliedrigkeit des Unterbringungssystems und die Art der Finanzierung können die Lan-
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desregierungen aber Einfluss darauf nehmen, inwiefern die Kommunen hierbei einen 
eigenen Gestaltungsspielraum haben, oder an politische Vorstellungen der Landesre-
gierung gebunden sind.  
3 Theoretischer Rahmen 
3.1 Forschungsstand 
Welchen Motiven folgen die Landesregierungen also bei der Ausgestaltung der Unter-
bringung von Asylbewerbern, einem ihrer zentralen asylpolitischen Kompetenzberei-
che? Bislang findet sich in der Forschungsliteratur keine eindeutige Antwort auf diese 
Frage. Konsens besteht bislang nur über die Prägung von Asylpolitiken auf Bundes- 
und kommunaler Ebene: Übereinstimmend wird für die Asylpolitik der Bundesrepublik 
konstatiert, dass sich diese spätestens seit den 1980er Jahren angesichts steigender 
Flüchtlingszahlen und sich verändernder Cleavage-Strukturen durch ein zunehmendes 
Maß an parteipolitischer Ideologisierung, Polarisierung und Politisierung auszeichnet 
(Boswell, 2000, p. 550; Thränhardt, 1995, p. 330f.; Thränhardt, 2002, S. 223; Rotte, 
2000, S. 377; Green, 2001, p. 83; Minkenberg, 2003, p. 224). Gegenläufig dazu wird 
argumentiert, dass sich die Asylpolitik auf der lokalen Ebene durch ein hohes Maß an 
Pragmatismus auszeichnet, da Problemen vor Ort unmittelbar und lösungsorientiert be-
gegnet werden muss (Schmidtke, 2017, p. 510; Aumüller, 2018, S. 181f.). Analysen zu 
Bestimmungsfaktoren der Asylpolitik auf Bundesländerebene untersuchen sowohl 
ökonomische und soziale, als auch parteipolitische Einflussfaktoren, liefern aber bisher 
widersprüchliche Befunde. Während Frieder Wolf (2011) und Felix Hörisch und 
Matthias Heiken (2018) zeigen können, dass ökonomische Faktoren wie eine hohe Ar-
beitslosenquote und ein niedriges Bruttoinlandsprodukt zu einer restriktiveren Ausrich-
tung von Asylpolitiken führen, finden Felix Hörisch (2018) und Lisa Riedel und Gerald 
Schneider (2017) keine bzw. gegenläufige Effekte dieser Variablen. Hörisch und Hei-
ken (2018) können darüber hinaus aufzeigen, dass ein höherer Ausländeranteil zu per-
missiveren Asylpolitiken führt, während Wolf (2011) und Riedel und Schneider (2017) 
dafür keine bzw. gemischte Evidenz finden. Das Bild zum Einfluss von Parteiendiffe-
renzen ist ebenfalls uneinheitlich: Hendrik Träger und Alexandra Neumann (2018) und 
Sandra Kostner (2017) zeigen für Thüringen und Baden-Württemberg deutliche Effek-
te linker Landesregierungen auf eine permissivere Ausrichtung der Asylpolitik auf. Hö-
risch und Heiken (2018), Hörisch (2018) und Ursula Münch (2016) weisen diesen Ef-
fekt auch im Bundesländervergleich nach. Die Befunde von Hörisch (2018) und Chris-
tian Henkes (2008) deuten zudem darauf hin, dass bürgerliche Regierungen eher bereit 
sind, Asylbewerber nach Afghanistan abzuschieben bzw. systematisch niedrigere Ein-
bürgerungsquoten verantworten. Dahingegen findet Wolf (2011) keinen Einfluss bür-
gerlicher Regierungen und einen restriktiven Effekt linker Parteien auf die Erfolgsquo-
te von Härtefallkommissionen. Riedel und Schneider (2017) können in ihrer umfassen-
den Analyse zu Anerkennungsquoten ebenfalls keinerlei Parteieneffekte feststellen und 
kommen zu dem Schluss, dass die Höhe von Anerkennungsquoten vor allem durch so-
zioökonomische Parameter geprägt wird. Sämtliche der genannten Untersuchungen 
prüfen aber nur direkte Einflüsse der Regierungszusammensetzung und sozioökonomi-
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scher Faktoren auf die Ausgestaltung von Asylpolitiken. Internationale Untersuchun-
gen zur Asylpolitik gehen differenzierter vor: Zahlreiche Analysen gehen von der 
Überlegung aus, dass Asylpolitiken nicht nur durch sozioökonomische Kontextbedin-
gungen und jeweilige Werte und Policy-Ziele unterschiedlicher Parteifamilien direkt 
geprägt werden, sondern Regierungsparteien auch Wählerpräferenzen oder parteien-
wettbewerbliche Erwägungen berücksichtigen und ihre Politiken gegebenenfalls kon-
textspezifisch justieren (u. a. Squire, 2008). So konnte beispielsweise Kyung Joon Han 
(2015) nachweisen, dass linke Parteien nur dann permissivere Asylpolitiken verab-
schieden, wenn sie sich nicht allein auf ungelernte Arbeiter, sondern auf eine breite 
Wählerbasis stützen. Einige Untersuchungen befassen sich zudem mit den Effekten 
von rechtspopulistischen Parteien. Sie zeigen beispielsweise, dass sowohl linke als 
auch rechte Parteien angesichts steigender Wahlerfolge von rechtspopulistischen Par-
teien ihre Politiken restriktiver ausrichten (Bale, Green-Pedersen, Krouwel, Luther & 
Sitter, 2010; Bolin, Lidén & Nyhlén, 2014).  
Eine differenziertere Betrachtung erscheint daher auch für die Asylpolitik der Bun-
desländer lohnenswert, um etwaige Veränderungen direkter Effekte unterschiedlicher 
Landesregierungen aufzuspüren. Im Folgenden sollen wegen diesem unklaren Bild 
beide Motive für Regierungshandeln – Reaktion auf sozioökonomischen Problemdruck 
sowie ideologische Präferenzen von Regierungsparteien – theoretisch plausibilisiert 
und um vote- und office-seeking-Motive von Regierungsparteien ergänzt werden. 
3.2 Unterbringung als Ergebnis bundeslandspezifischen Problemdrucks 
und vorhandener Ressourcen 
Sozioökonomische Ansätze gehen davon aus, dass Politiken eine Reaktion auf sozio-
ökonomische Modernisierungsprozesse und damit verbundene Herausforderungen und 
Problemlagen darstellen, sofern genügend finanzielle Ressourcen oder Möglichkeiten 
der Problembearbeitung zur Verfügung stehen (Obinger, 2015, S. 35). Landesregierun-
gen sollten sich daher bei ihrer Unterbringungspolitik zum einen an den konkreten 
Problemlagen und dem sozioökonomischen Kontext ihres Bundeslandes orientieren 
(Riedel & Schneider, 2017, S. 31 ff.). Als besondere Herausforderungen bei der Unter-
bringung von Asylbewerbern können steigende Asylbewerberzahlen sowie die Unter-
bringung einer hohen Anzahl besonders schutzbedürftiger Asylbewerber gelten. Ange-
sichts steigender Asylbewerberzahlen sollten Landesregierungen Asylbewerber in 
Sammelunterkünften unterbringen, da eine dezentrale Unterbringung bei stark erhöhten 
Zuzugszahlen logistisch kaum zu bewältigen ist. Als besonders schutzbedürftig, und in 
Gemeinschaftsunterkünften durch Gewalt und Übergriffe gefährdet, gelten weibliche 
Asylbewerber. Mit einem hohen Frauenanteil an Asylbewerbern sollte der Druck auf 
die Landesregierungen steigen, vermehrt dezentral unterzubringen, um gewaltsame 
Übergriffe zu verhindern:  
 
H1a: Steigende Asylbewerberzahlen und wenige weibliche Asylbewerber sollten einen 
niedrigen Anteil dezentraler Unterbringung bewirken. 
 
Inwiefern Landesregierungen Problemlagen bei der Unterbringung von Asylbewerbern 
begegnen können, sollte von ihren sozioökonomischen Ressourcen wie vorhandenem 
Wohnraum bzw. Wohnungsleerstand, ihrem finanziellen Spielraum, aber auch ihrem 
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„Sozialkapital“ in der Bevölkerung beeinflusst werden. Wohnraumknappheit im Bun-
desland sollte die dezentrale Unterbringung von Asylbewerbern erschweren, da not-
wendige Ressourcen für eine dezentrale Unterbringung fehlen und die Unterbringung 
in Einzelwohnungen kostspielig machen (Inforadio rbb, 2015). Dahingegen ist zu er-
warten, dass Landesregierungen in Bundesländern, die mit einer Überalterung ihrer 
Bevölkerung, Landflucht und Wohnungsleerstand zu kämpfen haben, Asylbewerber 
vermehrt dezentral unterbringen werden, um vorhandenen Wohnraum zu nutzen, der 
Entvölkerung ganzer Landstriche entgegenzuwirken und Asylbewerber zur dauerhaften 
Ansiedlung zu bewegen (Busch, 2015 zit. nach Aumüller, Daphi & Biesenkamp, 2015, 
S. 62). Landesregierungen sollten sich zudem an den finanziellen Ressourcen ihres 
Bundeslandes orientieren. Denn vielfach wird argumentiert, dass begrenzte finanzielle 
Ressourcen zu restriktiven Asylpolitiken und damit zu einem niedrigen Anteil dezent-
raler Unterbringung führen (u. a. Breunig & Luedke, 2008; Han, 2013; Toshkov, 2014; 
Hörisch, 2018).3 Schließlich kann angenommen werden, dass Landesregierungen sich 
bei ihrer Unterbringungspolitik auch am gesellschaftlichen Kontext, dem „Sozialkapi-
tal“ ihres Bundeslandes, orientieren. So ist zu erwarten, dass Asylbewerber in den 
Bundesländern, die schon länger durch Migration geprägt werden und in denen Erfah-
rung im Zusammenleben mit Ausländern besteht, entsprechend der Kontakthypothese 
routinemäßig in Gesellschaften aufgenommen werden. Dies sollte sich positiv auf den 
Anteil dezentraler Unterbringung auswirken (Weber, 2015, S. 422). Zudem ist anzu-
nehmen, dass auch Jahre nach der Wiedervereinigung Differenzen zwischen Ost und 
West in Bezug auf Berührungspunkte mit Ausländern und Integrationserfahrung, aber 
auch in Hinblick auf autoritär-libertäre Wertvorstellungen bestehen und deshalb in 
Ostdeutschland Asylbewerber weniger dezentral untergebracht werden (Abedi, 2017, 
p. 473; Heckmann, 2015, S. 175 f.; Clark & Legge, 1997, p. 901; Hörisch, 2018): 
 
H1b: Wohnraumknappheit, knappe finanzielle Ressourcen, eine frühere Zugehörigkeit 
zur DDR und fehlende Erfahrung im Umgang mit Migration in einem Bundesland soll-
ten einen niedrigen Anteil dezentraler Unterbringung bewirken. 
3.3 Parteien und Unterbringungspolitik 
Parteien können als policy-, vote- oder office-seeker agieren. Die einzelnen Motive von 
Parteien wirken nicht isoliert, sondern in einem Zusammenspiel: Parteien evaluieren 
ihre ideologischen Ziele unter Berücksichtigung strategischer Überlegungen wie dem 
Kampf um Wählerstimmen im Parteienwettbewerb und passen ihre Policies ggf. an 
(Hinnfors, Spehar & Bucken-Knapp, 2012, pp. 588 f.). Dementsprechend ist es mög-
lich, dass sich je nach Wählerschaft und Parteienlandschaft eines Bundeslandes Unter-
schiede in den Politiken von Landesregierungen einer Partei zeigen, wenngleich diese 
über gemeinsame ideologische Präferenzen verfügen (Joppke, 1997, S. 276; Schneider, 
2010, S. 154, 171; Münch, 2014, S. 70 f.; Träger & Neumann, 2018, S. 435; Reutter, 
2006, p. 287). Nachfolgend werden daher sowohl policy-, als auch vote- und office-
seeking-Motive der unterschiedlichen Parteien dargestellt und in ihrem Zusammenspiel 
betrachtet. 
Linke Parteien vertreten Werte wie internationale Solidarität, Gleichheit und kultu-
rellen Pluralismus (Otto & Steinhardt, 2014, p. 69; Han, 2015, p. 602; Hinnfors, Spehar 
& Bucken-Knapp, 2012, p. 589). Sie sprechen sich deshalb für die Aufnahme von Asyl-
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bedürftigen und ihre menschenwürdige Behandlung unter dem Aspekt der Gleichheit 
aller Menschen aus. Linke Parteien mit einem besonders libertären Wertekanon vertre-
ten zudem Politiken, die ein friedliches und zugewandtes Zusammenleben mit Asylbe-
werbern im Rahmen einer multikulturellen Gesellschaft zum Ziel haben: 
 
H2: Je höher der Anteil linker Parteien an der Regierung ist, desto höher ist der Anteil 
dezentraler Unterbringung in einem Bundesland. 
 
Es ist aber zu erwarten, dass sich linke Parteien bei ihren Policies nicht nur an ihren 
Wertvorstellungen, sondern allen voran auch an ihrer klassischen Wählerklientel orien-
tieren. Diese sollte sich sowohl in ihren Wertvorstellungen als auch in ihren sozioöko-
nomischen Präferenzen und der daraus resultierenden Haltung zu Asylbewerbern zwi-
schen den verschiedenen linken Parteien und zwischen den Bundesländern unterschei-
den. Linke Parteien verfügen mitunter über eine klassische Wählerklientel, die eher ge-
ring qualifiziert ist, über ein niedriges Einkommen verfügt und deren soziale Position 
durch drohende Erwerbslosigkeit oder Wohlstandsverluste gefährdet ist. Viele dieser 
Wähler fühlen sich durch Asylbewerber in ihrer ökonomischen Existenz bedroht und in 
einem Wettbewerb mit diesen um Arbeitsplätze und finanzielle Ressourcen (Boswell, 
2000, p. 553; Rippl & Seipel, 2018, S. 239 f.). Asylkritische Haltungen in dieser Wäh-
lerschaft werden auch durch Sorgen um traditionelle Identitätsbezüge und Wertesyste-
me befördert (Weber, 2015, S. 401 f.). Derartige ökonomische und kulturelle Bedro-
hungsgefühle und die daraus erwachsenden asylkritischen Haltungen sollten von den-
jenigen linken Parteien berücksichtigt werden, die sich dieser Wählerklientel besonders 
verbunden fühlen (Koning, 2017, p. 632; Han, 2015, p. 603). Linke Parteien mit dieser 
Wählerklientel verfolgen keine gänzlich asylablehnende Linie, sie verabschieden aber 
Maßnahmen, die sich gegen einen vermeintlichen Missbrauch der Sozialsysteme durch 
Asylbewerber richten oder durch die Leistungen weniger generös und am Sachleis-
tungsprinzip orientiert ausgestaltet werden, und damit vermutlich eine etwas weniger 
permissive Unterbringungspolitik (Boswell, 2000, p. 553). Dahingegen sollten linke 
Parteien, deren Wählerklientel gut ausgebildet und finanziell abgesichert ist, eher liber-
täre, inklusive Werte vertritt und dementsprechend asylfreundlich eingestellt ist, von 
asylkritischen Haltungen absehen und eine permissive Unterbringungspolitik verfolgen 
(von Dirke, 1994, p. 526): 
 
H3: Je asylkritischer die Kernwählerschaft einer linken Regierungspartei eingestellt 
ist, desto schwächer ist der permissive Effekt linker Regierungsparteien auf den Anteil 
dezentraler Unterbringung. 
 
Christdemokratische Parteien vertreten vor allem traditionelle, kulturkonservative 
Wertvorstellungen und sprechen sich eher für eine nationale, homogene Kultur aus 
(Boswell & Hough, 2008, p. 339). Der Aufnahme von und dem Zusammenleben mit 
Menschen aus fremden Kulturen und mit anderer Religion stehen sie daher eher skep-
tisch gegenüber (Schmidtke, 2017, p. 499). Stattdessen präferieren sie Politiken, die 
darauf abzielen, potenzielle Asylbewerber von einer Einreise nach Deutschland abzu-
schrecken oder vor Ort die Berührungspunkte mit Asylbewerbern möglichst gering zu 
halten. Gleichwohl sind die Wertvorstellungen christdemokratischer Parteien auch 
durch ihren christlichen Wertekanon und die Grundsätze der Nächstenliebe und Huma-
nität geprägt, die politischen Zielen der nationalen Abschottung und der gesellschaftli-
chen Separation von Asylbewerbern entgegenstehen (Boswell & Hough, 2008; Bale, 
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2008, p. 324; van Kersbergen & Krouwel, 2008, p. 399). Christdemokratische Parteien 
befinden sich daher in der Asylpolitik in einem besonderen Spannungsverhältnis kon-
fligierender innerparteilicher Wert- und Zielvorstellungen. Vielfach findet sich jedoch 
in der Literatur die Auffassung, dass christdemokratische Parteien in der Asylpolitik 
eher einer restriktiven Position zuneigen und sich ähnlich wie konservative Parteien 
verhalten (Boswell & Hough, 2008, pp. 335 f.): 
 
H4: Je höher der Anteil christdemokratischer Parteien an der Regierung ist, desto 
niedriger ist der Anteil dezentraler Unterbringung in einem Bundesland. 
 
Das Spannungsverhältnis unterschiedlicher Wertvorstellungen spiegelt sich auch in der 
klassischen Wählerschaft christdemokratischer Parteien wider (Boswell & Hough, 
2008, p. 333). In Bundesländern, in denen die klassische Wählerschaft weniger christ-
lich, sondern vor allem traditionell und kulturkonservativ eingestellt ist und deshalb 
eher asylkritischen Positionen zuneigt (Ceobanu & Escandell, 2010, p. 321), sollte die-
ses zusätzliche vote-seeking-Motiv christdemokratische Parteien dazu bewegen, ihre 
Unterbringungspolitik deutlich restriktiv auszurichten: 
 
H5: Je asylkritischer die Kernwählerschaft einer christdemokratischen Partei in einem 
Bundesland eingestellt ist, desto stärker ist der restriktive Effekt christdemokratischer 
Regierungsparteien auf den Anteil dezentraler Unterbringung. 
 
Liberale Parteien sollten sich bei Asylpolitiken vorrangig an einem ihrer zentralen 
Werte, der individuellen Freiheit, orientieren (Boswell & Hough, 2008, p. 336). Zu-
gleich sollten sie sich von Überlegungen zu ökonomischen Vorteilen und hierbei von 
einer utilitaristischen Logik leiten lassen (Minkenberg, 2003, p. 232). Für liberale Par-
teien ist daher davon auszugehen, dass sie sich eher für eine dezentrale Unterbringung 
aussprechen, weil diese Asylbewerbern mehr Freiraum zur individuellen Lebensgestal-
tung bietet, eine schnellere gesellschaftliche Integration und dadurch mittelbar auch ei-
ne schnellere Integration in den Arbeitsmarkt ermöglicht (Koning, 2017, p. 632): 
 
H6: Je höher der Anteil liberaler Parteien an der Regierung ist, desto höher ist der An-
teil dezentraler Unterbringung. 
 
Angesichts sich auflösender Schichten und Milieus scheint es in Erweiterung der 
Hibbs’schen Herleitung angezeigt, davon auszugehen, dass Parteien nicht nur die Prä-
ferenzen ihrer klassischen Wählerklientel, sondern auch die allgemeine Verteilung der 
Wählerschaft und ihrer Präferenzen berücksichtigen, um ihre Wiederwahl im Wettbe-
werb mit anderen Parteien zu sichern (Zohlnhöfer, 2013, S. 268). Ob Regierungspartei-
en parteienwettbewerbliche Erwägungen tatsächlich in ihre Politikentscheidungen ein-
beziehen, hängt unter anderem davon ab, ob es im Politikfeld andere Parteien gibt, die 
alternative Policy-Positionen anbieten und diese von der Wählerschaft auch als glaub-
würdig erachtet werden.4 Im Politikfeld Asylpolitik sind vor allem rechtspopulistische 
und rechtsextreme Parteien5 relevante Wettbewerber um Stimmenanteile. Die Asyl- 
und Migrationspolitik gehört zu ihrem Markenkern (Bolin, Lidén & Nyhlén, 2014, p. 
324; Akkerman, 2012, p. 511). Rechte Parteien vertreten besonders deutliche Forde-
rungen nach einer Verschärfung von Asylpolitiken und schüren bewusst Ressentiments 
gegenüber Asylbewerbern (Lewandowsky, 2017, S. 5 f.): Einerseits stellen sie sie als 
eine Bedrohung für die „Identität des Volkes“ dar und warnen vor einer Gefährdung 
der inneren Sicherheit durch ebendiese (Spier, 2010, S. 256; Lewandowsky, 2017, S. 5; 
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Akkerman, 2012, p. 516). Andererseits stellen rechte Parteien Asylbewerber wahlweise 
als unfaire Wettbewerber um Arbeitsplätze oder als „Sozialschmarotzer“ dar, die auf-
grund ihrer anderen Nationalität als weniger zu Sozialleistungen berechtigt gelten und 
eine Bürde für den Wohlfahrtsstaat darstellen (Keskinen, 2016, p. 359). Rechte Partei-
en befinden sich mit ihren Positionen in einem Wettbewerb mit christdemokratischen 
Parteien um nationalistische, kulturkonservative, auf Sicherheit und Ordnung bedachte 
Wählerstimmen (Bale, 2008, p. 319; Boswell & Hough, 2008, p. 332, 345). Mit stei-
genden Wahlergebnissen rechter Parteien sollten christdemokratische Parteien daher 
ihre Positionierung justieren und tendenziell restriktiver ausrichten (Lewandowsky, 
2017, S. 8): 
 
H7: Je höher der Stimmenanteil rechtsextremer/rechtspopulistischer Parteien ist, desto 
restriktiver ist der Effekt christdemokratischer Parteien auf den Anteil dezentraler Un-
terbringung. 
 
Zudem ist davon auszugehen, dass rechte Parteien auch linke Parteien durch die Beto-
nung von Asyl und Immigration unter Druck setzen können, da diese Parteien im Poli-
tikfeld als wenig kompetent wahrgenommen werden (fehlende issue ownership) und 
eine derartige Themensetzung in der Regel nicht elektoral für sich nutzen können (Ba-
le, Green-Pedersen, Krouwel, Luther & Sitter, 2010, p. 412). Zunehmende Wahlerfolge 
rechter Parteien bringen insbesondere auch die linken Parteien in Bedrängnis, die über 
eine eher asylkritische Wählerschaft verfügen. Rechte Parteien machen ihnen den Teil 
der Wählerklientel streitig, der (subjektive) wirtschaftliche Abstiegsängste hat (Bale, 
Green-Pedersen, Krouwel, Luther & Sitter, 2010, p. 412; Tutic & von Hermanni, 2018, 
S. 284): 
 
H8: Je höher der Stimmenanteil rechtsextremer/rechtspopulistischer Parteien ist, desto 
weniger permissiv ist der Effekt linker Parteien, die über eine asylkritische Wähler-
schaft verfügen, auf den Anteil dezentraler Unterbringung. 
 
Abbildung 2: Hypothesenübersicht 
Hypothesen Vermuteter Einfluss auf den  Anteil dezentraler Unterbringung  
H1a Sozioökonomischer Problemdruck Negativ 
H1b Finanzielle Ressourcen Positiv 
H2 Linke Parteien Positiv 
H3  
Linke Parteien x  
asylkritische Wählerklientel 
Positiv, schwächer werdend 
H4 Christdemokratische Parteien Negativ 
H5 
Christdemokratische Parteien x   
asylkritische Wählerklientel 
Negativ, stärker werdend 
H6  Liberale Parteien Positiv 
H7 
Rechte Parteien x  
christdemokratische Parteien 
Negativ, stärker werdend 
H8 
Rechte Parteien x linke Parteien mit asylkritischer 
Wählerschaft 
Positiv, schwächer werdend 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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4 Forschungsdesign 
4.1 Fallauswahl 
In der nachfolgenden Analyse soll die Art der Unterbringung von Asylbewerbern in 
den Bundesländern von 1994 bis 2016 betrachtet werden. Dieser Zeitraum wurde ge-
wählt, weil eine ausschließliche Untersuchung eines Jahres während der „Flüchtlings-
krise“ ungeeignet erscheint, um allgemeinere Aussagen über Einflussfaktoren auf die 
Unterbringungspolitik der Bundesländer treffen zu können (siehe auch die bisherige 
Untersuchung von Hörisch & Heiken, 2018). 1994 wurde als Untersuchungsbeginn 
gewählt, um eine einheitliche Erfassung der abhängigen Variablen, der Art der Unter-
bringung, zu ermöglichen. Im Zuge des „Asylkompromisses“ wurde 1992 das Asyl-
recht in der Bundesrepublik sowohl im Grundgesetz als auch einfachgesetzlich umfas-
send neu geregelt, sodass das Jahr als Zäsur in der deutschen Asylpolitik gilt. Im Rah-
men der Reformen wurde auch das Asylbewerberleistungsgesetz eingeführt, auf dessen 
Definition von Leistungsberechtigten die Zahlen zur Unterbringung basieren (Bünte, 
2014, S. 219).  Aus methodischen Gründen muss das Jahr 1994 in der Analyse aller-
dings aus den Berechnungen ausgeschlossen werden, sodass 1995 das Anfangsjahr ist 
(vgl. Kap. 4.3). Somit ergibt sich eine gesamte Fallzahl von 352 Länderjahren. 
4.2 Operationalisierung 
Als abhängige Variable (AV)6 soll die Art der Unterbringung von Asylbewerbern in 
den Bundesländern, gemessen über den Anteil dezentraler Unterbringung, untersucht 
werden. Der Anteil dezentraler Unterbringung orientiert sich an der Erhebungspraxis 
der Bundesländer und des Statistischen Bundesamtes. Entsprechend bemisst er sich als 
Anteil derjenigen Empfänger von Leistungen nach §§2, 3 AsylbLG, die in dezentralen 
Unterkünften untergebracht sind, an der Gesamtzahl sämtlicher Leistungsempfänger in 
der Anschlussunterbringung. Als berechtigte Leistungsempfänger nach §1 AsylbLG 
gelten Menschen, deren Asylantrag (noch) nicht positiv beschieden wurde. Asylberech-
tigte, Flüchtlinge nach der Genfer Menschenrechtskonvention und subsidiär Schutzbe-
rechtigte erhalten Sozialleistungen nach SGB II oder SGB XII (Wissenschaftliche 
Dienste des Bundestages, 2016, S. 5). Sie sind deshalb nicht durch die abhängige Vari-
able erfasst. Dementsprechend können in der vorliegenden Arbeit lediglich Aussagen 
über die Unterbringung der Gruppe von „Asylbewerbern“ (vgl. Kapitel 1) getroffen 
werden. Laut der Definition des Statistischen Bundesamtes wird unter dezentrale Un-
terbringung diejenige Unterbringung gefasst, bei der „die Möglichkeit zur Nutzung ei-
ner eigenen Küche bzw. eines eigenen Sanitärbereichs mit den entsprechenden Entfal-
tungsmöglichkeiten besteht“, „auch dann, wenn es sich dabei um einen eigenen, abge-
schlossenen Wohnbereich innerhalb einer nur von Asylbewerbern genutzten Unter-
kunft handelt“. Bundesweit einheitliche Mindeststandards zur dezentralen Unterbrin-
gung gibt es nicht. Insgesamt variieren damit das Verständnis und die lebensweltliche 
Ausgestaltung von dezentraler Unterbringung zwischen den Bundesländern, was bei 
der Interpretation der Befunde berücksichtigt werden muss. 
Die unabhängigen Variablen werden wie folgt operationalisiert: Problemdruck, der 
aus steigenden Asylbewerberzahlen oder einem hohen Frauenanteil resultiert, wird 
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über die Veränderung des Anteils von Leistungsempfängern nach §§2,3 AsylbLG an 
der Bevölkerung eines Bundeslandes und den Frauenanteil an ebenjener Leistungs-
empfängergruppe erfasst. Um den Einfluss wirtschaftlicher Ressourcen abzubilden, 
werden entsprechend dem Vorgehen in der Forschungsliteratur das BIP pro Kopf, die 
Arbeitslosenquote und die Kaufkraft in die Modellierungen einbezogen. Stadtstaaten-
Dummies und die Bevölkerungsdichte dienen dazu, Wohnraum-Ressourcen zu erfas-
sen. Demographischer Problemdruck soll mithilfe der Geburtenrate abgebildet werden. 
Ost-West-Unterschiede werden über eine Dummy-Variable erfasst, Kontakt zu Auslän-
dern über den Ausländeranteil eines Bundeslandes.7 Parteieneffekte werden mithilfe 
von Kabinettsitzanteilen (KSA) abgebildet. Da anzunehmen ist, dass Parteien an der 
Regierung ihren Einfluss auf den Anteil dezentraler Unterbringung (outcome) nicht 
unmittelbar, sondern erst mit gewisser zeitlicher Verzögerung durch die Implementie-
rung entsprechender Policies ausüben können, werden die Kabinettsitzanteile in die 
nachfolgende Untersuchung mit einem time-lag von einem Jahr (bzw. t-2 und t-5 für 
die Robustheitschecks) einbezogen. Entsprechend der vorgenommenen Differenzie-
rung in den Hypothesen gelten SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS/Die Linke als 
linke Parteien, CDU und CSU als christdemokratische Parteien und die FDP als libera-
le Partei. Da die genannten linken Parteien sich in der Reichweite libertär-inklusiver 
Wertvorstellungen und in ihrer Kernwählerschaft unterscheiden, werden sie nachfol-
gend gesondert betrachtet. Die asylkritische Haltung von Kernwählerschaften, die die 
Effekte von linken und christdemokratischen Parteien bundeslandspezifisch moderie-
ren sollte (Hypothese 3 und Hypothese 5), wird mithilfe von Einstellungsdaten von 
Wählern mit Parteibindung erfasst und als Anteil an sämtlichen Wählern mit der jewei-
ligen Parteibindung in einem Bundesland wiedergegeben. Da asylkritische Haltungen 
lediglich zu Beginn der 1990er Jahre, 2015 und 2016 abgefragt wurden, muss auf Da-
ten zu ausländerfeindlichen Einstellungen als Proxy zurückgegriffen werden. Der par-
teienwettbewerbliche Einfluss rechtsextremer/-populistischer Parteien, der in Hypo-
these 7 und Hypothese 8 vermutet wird, wird über den aufaddierten Stimmenanteil der 
Parteien NPD, DVU, REP und AfD bei Landtagswahlen erfasst (Andersen & Woyke, 
2013; Franzmann, 2016, S. 457).8 Die Variablen, für die ein Interaktionseffekt mit den 
Parteienvariablen vermutet wurde, gehen theoretisch plausibilisiert mit einem time-lag 
(t-1) in die Interaktionsmodellierungen ein. 
4.3 Methode 
Da sich das theoretische Interesse der vorliegenden Arbeit auf Zusammenhänge über 
Raum und Zeit hinweg erstreckt, soll die Überprüfung der Hypothesen mithilfe einer 
Regressionsanalyse gepoolter Zeitreihen erfolgen. Gepoolte Daten liegen gruppiert 
vor, zwischen den Makroeinheiten herrscht Heterogenität und es ist in der Regel davon 
auszugehen, dass ein Jahr mit dem Folgejahr kausal zusammenhängt. Daraus resultie-
ren verschiedene Problematiken wie Nicht-Stationarität, serielle Autokorrelation, Hete-
rogenität und Heteroskedastizität, denen durch ergänzende Modellspezifikationen be-
gegnet werden muss (Wenzelburger, Jäckle & König, 2014, S. 123). 
Begrenzten Problemen mit Nicht-Stationarität bei der abhängigen Variablen konnte 
durch den Ausschluss des Jahres 1994 aus den Berechnungen begegnet werden. Die 
Variable Arbeitslosenquote geht wegen deutlicher Probleme mit Nicht-Stationarität als 
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Veränderungsvariable in die Modelle ein. Wegen Multikollinearität wurden die Variab-
len Ausländeranteil sowie der Ost-West-Dummy aus den Modellierungen ausgeschlos-
sen. Die Kabinettsitzanteile von Unionsparteien und SPD wurden wegen hoher Korre-
lation getrennt in die Modellierungen einbezogen. Im Folgenden wurde eine Modellie-
rung geschätzt, mit der sich die direkten Effekte von Parteien überprüfen lassen und die 
sich durch eine möglichst hohe Erklärungskraft auszeichnet (nachfolgend: Best-Fit-
Modell). 
Mithilfe von Panel Corrected Standard Errors sowie alternativ durch die Aufnah-
me einer weiteren Variablen in das Modell, Kontakt zu Ausländern (nachfolgend: Er-
weitertes Modell), konnte leichten Problemen mit Heteroskedastizität begegnet werden. 
Tests auf serielle Autokorrelation zeigten für das Best-Fit-Modell mittelstarke Proble-
me. Methodische Vorbehalte (Kittel, 2005, S. 105; Wenzelburger, Jäckle & König, 
2014, S. 135 f.) und die ähnlich lautenden Befunde unterschiedlicher Modellspezifika-
tionen (Best-Fit-Modell, ADL-Modell, Modell mit dynamisierter AV, Prais-Winsten-
Modell, Erweitertes Modell) sprachen dafür, die empirische Analyse auf dem Best-Fit-
Modell mit PCSE zu basieren. Berechnungen der Modellierungen mit Länderdummies 
und der zugehörige F-Test zur Überprüfung auf Heterogenität zeigten, dass fixed 
effects für die Modellierungen benötigt werden. Allerdings interessierten bei der vor-
liegenden Analyse insbesondere Länderunterschiede, die durch fixed effects absorbiert 
würden. Stattdessen wurden systematisch Länder aus der Analyse ausgeschlossen 
(Jackknife).9 
5 Ergebnisse und Diskussion 
Zunächst sollen die Best-Fit-Modelle und die um die Variable Kontakt zu Ausländern 
Erweiterten Modelle, jeweils getrennt für die Kabinettsitzanteile von SPD (Modell 1 
und Modell 3) bzw. der Unionsparteien (Modell 2 und Modell 4) betrachtet werden, 
um Aussagen über die direkten Effekte von sozioökonomischem Problemdruck und 
ideologischen Motiven von Parteien treffen zu können. Sämtliche Modelle weisen mit 
einem R² zwischen 0.61 und 0.66 eine gute Gesamterklärungsgüte auf.  
Für die verschiedenen Variablen, die sozioökonomischen Problemdruck abbilden, 
zeigt sich ein differenziertes Bild: Entsprechend der vermuteten Wirkrichtung von Hy-
pothese 1a geht ein steigender Anteil von weiblichen Asylbewerbern statistisch signifi-
kant mit einem steigenden Anteil dezentraler Unterbringung einher. Überraschender-
weise liefern die Modelle keine Evidenz dafür, dass eine drastische Zunahme des An-
teils von Asylbewerbern eine dezentrale Unterbringung erschwert oder gar unmöglich 
macht. Finanzielle und gesellschaftliche Ressourcen scheinen ebenfalls in unterschied-
lichem Maße relevant für die Art der Unterbringung zu sein:  Für die Variablen Ar-
beitslosenquote und Konsum pro Kopf ergeben sich sowohl positive als auch negative, 
aber durchgängig statistisch insignifikante, Effekte. Entgegen den Erwartungen in Hy-
pothese 1b geht eine höhere Geburtenrate mit einem höheren Anteil dezentraler Unter-
bringung einher, allerdings ist der Effekt nur in zwei Modellierungen statistisch signi-
fikant. Auch für die Argumentation, dass knapper Wohnraum bedingt, dass Asylbe-
werber weniger dezentral untergebracht werden können, findet sich in den Modellie-
rungen keine Evidenz: Vielmehr zeigen sie, dass Stadtstaaten einen statistisch signifi-
kant höheren Anteil an dezentraler Unterbringung aufweisen. Dieser Befund lässt sich 
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gegebenenfalls damit erklären, dass sämtliche Stadtstaaten in den vergangenen Jahren 
trotz Wohnraumknappheit Beschlüsse gefasst haben, Asylbewerber vorzugsweise bzw. 
sogar ausschließlich (Berlin) in Wohnungen unterzubringen (Aumüller, Daphi & 
Biesenkamp, 2015, S. 39; Flüchtlingsrat Bremen, 2015). Berechnet man die Modelle 
testweise für frühere Zeiträume, verschwindet der statistisch signifikante Stadtstaaten-
Effekt. Insgesamt betrachtet zeigt sich damit, dass sozioökonomischer Problemdruck 
und vorhandene Ressourcen eines Bundeslandes die Art der Unterbringung von Asyl-
bewerbern in den Bundesländern nur zu einem geringen Teil erklären können. 
 
Tabelle 1: Bestimmungsfaktoren des Anteils dezentraler Unterbringung 1995-2016 




-  0.78 
  (0.95) 
  -1.33 
  (1.87) 
  -0.98 




-  3.29 





Anteil weiblicher Asylbewerber 
-2.39 *** 
(0.16) 
-  2.44 *** 
  (0.16) 
-  2.49 *** 
- (0.26) 
   2.55 *** 
  (0.25) 
Konsum pro Kopf 
-0.00 
(0.00) 
-  0.00 
  (0.00) 
  -0.00 
  (0.00) 
  -0.00 





  (2.66) 
-14.74 *** 
  (4.44) 
 12.97 *** 
  (4.44) 
Geburtenrate 
 24.32 *** 
(8.73) 
23.29 *** 





Kontakt zu Ausländern   
-  0.21 
  (0.15) 
   0.20 
  (0.15) 
KSA Union  t-1  
  -0.26 *** 
  (0.03) 
 
  -0.26 *** 
  (0.04) 




-  0.25 *** 
  (0.05) 
 
 
KSA Grüne  t-1 
-0.08 
(0.09) 
  -0.32 *** 
  (0.10) 
  -0.17 
  (0.15) 
  -0.42 ** 
  (0.17) 
KSA Linke  t-1 
-0.24 *** 
(0.09) 
  -0.48 *** 
  (0.10) 
  -0.27 * 
  (0.10) 
  -0.53 *** 
  (0.16) 
KSA FDP  t-1 
-0.51 *** 
(0.10) 
  0.27 *** 
  (0.09) 
-  0.62 *** 
  (0.14) 
   0.37 *** 










Fallzahl  352  352  160  160 
R²(adj.)  0.61  0.62 0.65 0.66 
Anmerkung: Angaben in Klammern sind Standardfehler (Modelle 3 und 4) bzw. PCSE (Modelle 1 und 2). 
* p ≤ 0.10; ** p ≤ 0.05; *** p ≤ 0.01 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Stattdessen verdeutlichen die Befunde, dass Regierungsparteien (ebenfalls) eine ge-
wichtige Rolle bei der Ausgestaltung der Unterbringung von Asylbewerbern einneh-
men. Insbesondere bei den beiden Volksparteien zeigen sich klare und robuste Partei-
endifferenzen: Entsprechend Hypothese 4 zeigen die Modelle 2 und 4, dass mit höhe-
rem Kabinettsitzanteil der Unionsparteien der Anteil dezentraler Unterbringung sinkt. 
Der Effekt ist auf dem 1%-Niveau statistisch signifikant. Die Unterbringungspolitik der 
Unionsparteien scheint damit, wie theoretisch dargestellt, tatsächlich weniger durch 
christlich-inklusive, sondern durch kulturkonservative, exklusive Wertvorstellungen 
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geprägt. Ein erhöhter Kabinettsitzanteil der SPD geht hingegen mit einem erhöhten 
Anteil dezentraler Unterbringung einher. Die Befunde sind ebenfalls auf einem 1%-
Niveau statistisch signifikant. Robustheitschecks mithilfe der dynamisierten Modelle, 
der Modelle unter Ausschluss der Jahre 1994-2010, mit fixed effects, mit time-lags von 
zwei bzw. fünf Jahren für die Parteieneffekte, unter Einbezug der gelaggeden abhängi-
gen Variable sowie mithilfe der Befunde eines systematischen Jackknife von Jahren 
und Ländern stärken die vorgestellten Befunde: Sie bleiben auf einem 1%-Niveau ent-
sprechend der vermuteten Wirkrichtung statistisch signifikant. Sowohl Union als auch 
SPD scheinen damit Asylpolitiken auf Bundesländerebene entsprechend ihren ideolo-
gischen Vorstellungen auf unterschiedliche Weise prägen zu können. Für die „kleine-
ren Parteien“ lässt sich ein ambivalentes Bild zeichnen. Ein steigender Kabinettsitzan-
teil der FDP übt entsprechend Hypothese 6 einen statistisch signifikanten positiven Ef-
fekt auf den Anteil dezentraler Unterbringung aus, der in den meisten Robustheits-
checks Bestand hat. Steigende Kabinettsitzanteile von Grünen und der Linken führen 
wider Erwarten zu einem sinkenden Anteil dezentraler Unterbringung. Besonders über-
raschend ist dieser Befund für Bündnis 90/Die Grünen, da diese aufgrund ihres beson-
ders libertär-inklusiven Wertekanons erwartungsgemäß die permissivste Unterbrin-
gungspolitik verfolgen sollten. Allerdings zeigen die verschiedenen Modelle und nach-
folgende Robustheitschecks auch, dass die Befunde instabil sind: Die Effekte von Grü-
nen und Linken schwanken je nach Modellierung zwischen völliger Insignifikanz und 
einem 1%-Signifikanz-Niveau. Wie lassen sich diese abweichenden und insignifikan-
ten Ergebnisse erklären? Eine Ursachenforschung mithilfe des systematischen Jackkni-
fe deckt auf, dass der statistisch signifikante negative Effekt der Linkspartei offenbar 
maßgeblich durch bestimmte ostdeutsche Fälle geprägt ist. Sobald Brandenburg, Sach-
sen und/oder Mecklenburg-Vorpommern aus der Analyse ausgeschlossen werden, wird 
der Effekt insignifikant und mitunter positiv. Eine bivariate Korrelation der abhängigen 
Variablen Anteil dezentraler Unterbringung und des Kabinettsitzanteils von Bünd-
nis90/Die Grünen zeigt, dass entsprechend der theoretischen Erwartung ein positiver 
Zusammenhang mit der abhängigen Variablen besteht. Dieser ist allerdings mit 0.15 
sehr gering. Ursächlich für die insignifikanten Effekte von Bündnis90/Die Grünen 
könnte der Umstand sein, dass die Partei im Untersuchungszeitraum in höchst unter-
schiedlichen Koalitionen mit Parteien regierte, die sowohl über gleichgerichtete per-
missive, aber auch entgegengesetzte restriktive asylpolitische Präferenzen verfügten. In 
ihrer regelmäßigen Rolle als „Juniorpartner“ ohne relevante Ressortverantwortung 
vermochte die Partei vermutlich keine gleichlautende, permissive Linie in der Asylpo-
litik durchzusetzen. Bündnis90/Die Grünen führten im Untersuchungszeitraum ledig-
lich in Rheinland-Pfalz und Bremen ab 2011 die Integrationsministerien mit Zustän-
digkeit für Asyl, sowie in Baden-Württemberg im letzten Untersuchungsjahr das Mi-
nisterium für Soziales und Integration. Für Innen- oder weitere Sozialministerien tru-
gen sie keine Ressortverantwortung.10 Da zu erwarten ist, dass sich auch bei den kondi-
tionierenden Effekten von Wählerpräferenzen und rechten Parteien für Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke insignifikante bzw. durch die Fallauswahl geprägte gegenläufige 
Effekte zeigen, werden diese im Folgenden lediglich für SPD und Union fokussiert be-
trachtet.11 
Um den moderierenden Einfluss der asylkritischen Einstellungen der klassischen 
Wählerklientel auf linke und christdemokratische Parteien und ihre Unterbringungspo-
litik zu untersuchen, wurden Interaktionsmodelle berechnet, die auf den Best-Fit-
180 Svenja Bauer-Blaschkowski 
Modellen basieren. Um die Interpretation der Ergebnisse zu erleichtern, werden die Ef-
fekte grafisch mithilfe von Marginal Effect Plots betrachtet (Abbildung 3). Wie in Hy-
pothese 5 vermutet, wird der restriktive Effekt der Unionsparteien etwas stärker, je 
asylkritischer die eigene Wählerschaft eingestellt ist. Dieser Effekt ist für einen Wer-
tebereich von ca. 20% bis 100% statistisch signifikant. Entsprechend Hypothese 3 zeigt 
sich, dass der positive Effekt der SPD auf den Anteil dezentraler Unterbringung 
schwächer wird, wenn der Anteil von Parteianhängern mit asylkritischer Haltung an-
steigt. Dieser Effekt ist für einen asylkritischen Anteil von Parteianhängern zwischen 
0% und rund 70% statistisch signifikant. 
 
Abbildung 3: Marginale Parteieneffekte konditioniert durch asylkritische Haltungen 
der klassischen Wählerklientel 
Anmerkung: Basis der Modellierungen: Best-Fit-Modell mit SPD bzw. Best-Fit-Modell mit Union. Gestri-
chelte Linien: 95%-Konfidenzintervalle. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
 
Beide „Volksparteien“ orientieren sich nach den Ergebnissen der vorliegenden Unter-
suchung also an asylkritischen Einstellungen ihrer Kernwählerschaften – obwohl davon 
auszugehen ist, dass die Kernwählerschaften von SPD und Unionsparteien deutlich he-
terogener in ihrer Präferenzlage sind als diejenigen „kleiner Parteien“, was ihre Be-
rücksichtigung eigentlich erschweren sollte, und selbst dann, wenn nicht etwa die 
Mehrheit der Kernwählerschaft asylkritische Einstellungen vertritt, sondern bereits 
kleine Teile. Dieser Befund könnte darauf hindeuten, dass beide Parteien auf asylpoliti-
sche Präferenzen ihrer Kernwählerschaft besonders responsiv reagieren und negative 
Stimmungsverlagerungen rasch aufnehmen. 
In einem nächsten Schritt werden die Befunde zum Parteienverhalten aufgrund von 
Parteienwettbewerb dargestellt. In den Hypothesen 7 und 8 wurde vermutet, dass sowohl 
christdemokratische als auch linke Parteien, die über eine asylkritisch eingestellte Wäh-
lerschaft verfügen, angesichts zunehmender Wahlerfolge rechter Parteien ihre asylpoliti-
schen Positionen justieren und restriktivere Asylpolitiken verfolgen. Zur vereinfachten 
Interpretation der Ergebnisse dienen wieder Marginal Effects Plots (Abbildung 4). Erneut 
zeigen sich Befunde, die überraschen: Die SPD übt einen durchweg statistisch signifikan-
ten, positiven Effekt auf den Anteil dezentraler Unterbringung aus, der sich mit steigen-
dem Stimmenanteil rechter Parteien sogar noch verstärkt. Mit einem zunehmenden 
Stimmenanteil rechter Parteien wird der restriktive Effekt der Unionsparteien nicht, wie 
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in Hypothese 7 vermutet, stärker, sondern schwächer. Dieser Effekt ist nahezu für den 
gesamten empirisch vorkommenden Wertebereich statistisch signifikant. 
 
Abbildung 4: Marginale Parteieneffekte konditioniert durch den Stimmenanteil 
rechter Parteien 
Anmerkung: Basis der Modellierungen: Best-Fit-Modell mit SPD bzw. Best-Fit-Modell mit Union. Gestri-
chelte Linien: 95%-Konfidenzintervalle. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
 
Inwieweit lassen sich diese Befunde theoretisch erklären? Der überraschende Befund zur 
SPD kann möglicherweise mithilfe der Argumentation von Tim Bale, Christoffer Green-
Pedersen, André Krouwel, Kurt Richard Luther und Nick Sitter (2010) eingeordnet wer-
den: Diese machen in ihrer Untersuchung verschiedene Reaktionsstrategien linker Partei-
en auf das Aufkommen von rechtspopulistischen Parteien aus und stellen unter anderem 
dar, dass linke Parteien bisweilen mit einer stärkeren Betonung der eigenen Werte und 
nicht etwa mit Anpassung reagieren. Erklärungspotenzial für die widersprüchlichen Be-
funde zur Union ergibt sich aus der Überlegung, dass diese womöglich nicht sämtliche 
rechtsextremen und rechtspopulistischen Parteien als relevante Wettbewerber um Wäh-
lerstimmen ansieht. Wählerwanderungen verschiedener Landtagswahlen im Untersu-
chungszeitraum zeigen zwar, dass die Unionsparteien bisweilen Wähler an NPD, DVU 
oder auch die Republikaner verloren haben. Umgekehrte Wählerwanderungen in nach-
folgenden Jahren und stetig zurückgehende Mitgliedszahlen verdeutlichen aber, dass das 
Wählerpotenzial von DVU, NPD und Republikanern flüchtig ist (Neu, 2004, S. 4). Wäh-
lerwanderungen hin zur rechtspopulistischen AfD erfolgten bei sämtlichen Wahlen seit 
2013 in deutlich umfangreicherem Maße. Allen voran verfolgt die AfD als rechtspopulis-
tische Partei andere ideologische und kommunikative Strategien als rechtsextreme Par-
teien, die sie potenziell für deutlich mehr Wähler anschlussfähig und wählbar machen 
(Decker & Lewandowsky, 2017). Vermutlich führt dies dazu, dass christdemokratische 
Parteien sie als wesentlich gewichtigere elektorale Gefahr einschätzen. Eine testweise 
Berechnung der Modellierungen für die Jahre ab 2013, dem Gründungsjahr der AfD,12 
spricht für diese Überlegung: Der restriktive Effekt der Unionsparteien wird mit zuneh-
mendem Wahlerfolg rechter Parteien nicht mehr schwächer, sondern vielmehr statistisch 
signifikant deutlich stärker (bei Werten zwischen 7% bis 20%). Der statistisch signifikan-
te, stärker positiv werdende Effekt der SPD bleibt bei einem Stimmenanteil rechter Par-
teien zwischen 10% und 20% bestehen. 
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Abbildung 5: Marginale Parteieneffekte konditioniert durch den Stimmenanteil 
rechter Parteien 2013-2016 
Anmerkung: Basis der Modellierungen: Best-Fit-Modell mit SPD bzw. Best-Fit-Modell mit Union. Gestri-
chelte Linien: 95%-Konfidenzintervalle. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
 
6 Fazit und Ausblick 
Reagieren Landesregierungen bei der Art der Unterbringung von Asylbewerbern vor-
rangig auf regionale Problemlagen und versuchen diese entsprechend der vorhandenen 
Ressourcen zu bewältigen? Oder gestalten sie Unterbringungspolitiken gemäß eigenen 
politischen Zielvorstellungen oder wahlstrategischen Erwägungen permissiv oder rest-
riktiv aus? Diesen Fragestellungen ist das vorliegende Papier anhand der Einflussfakto-
ren auf die Art der Unterbringung von Asylbewerbern zwischen 1995 und 2016 nach-
gegangen. Die Ergebnisse der gepoolten Zeitreihenanalyse ergaben insgesamt, dass 
Landesregierungen mit ihrer Unterbringungspolitik nicht nur auf sozioökonomische 
Problemlagen reagieren, wenngleich diese zur Gesamterklärung der Varianz in der Un-
terbringung beitragen. Vielmehr zeigte sich, dass insbesondere SPD und Union in der 
Lage sind, die Art der Unterbringung in den Bundesländern gemäß ihren pluralistisch-
inklusiven bzw. konservativ-exklusiven Wertvorstellungen zu gestalten, Politiken aber 
unter Berücksichtigung asylkritischer, exklusiver Einstellungen ihrer klassischen Wäh-
lerschaft anzupassen. Des Weiteren wurde ersichtlich, dass sowohl SPD als auch Uni-
onsparteien ihre Unterbringungspolitiken im Wettbewerb mit rechten Parteien justieren: 
Die Unionsparteien gestalten diese deutlich restriktiver – allerdings lediglich im Wett-
bewerb mit der AfD nach deren Parteigründung 2013. Die SPD reagiert, entgegen der 
theoretischen Vermutung, mit einer „permissiven Gegenstrategie“. Effekte der „kleinen 
Parteien“ erwiesen sich als deutlich modellierungsabhängiger und weniger robust.  
Anknüpfungspotenzial für weitere Forschung zur Unterbringungs- und Asylpolitik 
der Bundesländer ergibt sich vor allem hinsichtlich der Relevanz der kommunalen 
Ebene für deren tatsächliche Ausgestaltung. Das Zusammenspiel von Kommunen und 
Bundesländern stellt bislang ein wenig beleuchtetes Feld dar. Für ein besseres Ver-
ständnis asylpolitischer Prozesse im Mehrebenensystem könnten daher beispielsweise 
Nacherhebungen der Finanzierungsart und der Gliedrigkeit der Unterbringung im Zeit-
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verlauf für quantitative Untersuchungen kommunaler Einflussmöglichkeiten, aber auch 
Fallstudien zu einzelnen Bundesländern und ausgewählten Kommunen, hilfreich sein. 
Das vorliegende Papier leistet zusammengefasst betrachtet durch seine Analyse 
folgenden Beitrag: Es kann zeigen, dass unterschiedliche Regierungsparteien, und hier 
allen voran die SPD und die Unionsparteien, einen unterschiedlichen Effekt auf die 
Ausgestaltung der Unterbringung von Asylbewerbern ausüben und dass sie hierbei so-
wohl von ideologischen Motiven geleitet werden, aber auch die Präferenzen ihrer 
Kernwählerschaft berücksichtigen und Positionen im Wettbewerb mit rechten Parteien 
justieren. Durch diese Ergebnisse wird ersichtlich, dass die Unterbringung von Asyl-
bewerbern nicht allein durch sozioökonomische Faktoren bestimmt wird, sondern 
durch Regierungen gestaltet werden kann. 
Anmerkungen 
 
1 Im juristischen Sinne sind Flüchtlinge nur diejenigen Personen, die eine Asylanerkennung nach Art. 
16a GG, Flüchtlingsschutz als Konventionsflüchtlinge (§3 Abs. 1 AsylG) oder subsidiären Schutz 
(Art. 15 der EU-Qualifikationsrichtlinie) erhalten haben. Menschen, die nach Deutschland kommen, 
um Asyl zu beantragen, sind „Asylsuchende“, sobald sie beim Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) Asyl beantragt haben, „Asylbewerber“ (Bundesregierung, 2018b). Menschen, die sich 
nicht (mehr) im Asylverfahren befinden bzw. einen negativen Bescheid erhalten haben, bei denen aber 
die Abschiebung ausgesetzt wurde, sind „geduldet“ (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 2018). 
In der vorliegenden Arbeit soll aus Gründen der Lesbarkeit von „Asylbewerbern“ gesprochen werden. 
Damit sind Personen gemeint, die Asyl in der Bundesrepublik ersuchen oder ersucht haben, aber 
(noch) keinen positiven Bescheid erhalten haben (vgl. hierzu auch die Operationalisierung der abhän-
gigen Variablen des Papiers). 
2 Aus Gründen der Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung weiblicher und männlicher 
Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl für beide Geschlechter.  
3 Bislang ist umstritten, ob die Unterbringung in dezentralen Unterkünften oder in Gemeinschaftsunter-
künften kostengünstiger ist (Aumüller, Daphi & Biesenkamp, 2015, S. 66). Allerdings wird die dezent-
rale Unterbringung regelmäßig als generöser wahrgenommen, sodass der Zusammenhang hier, dem 
Vorgehen in der Literatur folgend, überprüft werden soll. 
4 Parteienwettbewerbliche Erwägungen werden auch durch die Salienz eines Themas geprägt. Hochsali-
ente Themen sollten von Parteien besonders berücksichtigt werden, da sie wahlentscheidend sein kön-
nen. Der Einfluss asylpolitischer Themensalienz auf Parteienverhalten in den Bundesländern kann auf-
grund einer mangelhaften Datengrundlage im vorliegenden Papier aber nicht überprüft werden. 
5 Nachfolgend aus Gründen der Lesbarkeit als „rechte Parteien“ bezeichnet. 
6 Sämtliche Variablen, ihre Operationalisierung, die Datenverfügbarkeit und die zugehörige Datenquelle 
finden sich in einer tabellarischen Übersicht im Anhang. 
7 Zusätzlich wäre es angebracht, kommunale Einflüsse als Kontrollvariablen einzubeziehen. Daten, bei-
spielsweise zur Gliedrigkeit oder Finanzierung des Unterbringungssystems, liegen bislang allerdings 
nur als Querschnitt für das Jahr 2014 vor (Wendel, 2014). 
8 Die Verortung der AfD als rechtspopulistisch ist in der Literatur umstritten. Das vorliegende Papier 
folgt Lewandowsky, Giebler & Wagner, 2016. 
9 Die dargestellte Annahmeüberprüfung wurde gleichsam für sämtliche Interaktionsmodelle (Hypothe-
sen 3, 5, 7 und 8) durchgeführt. Es ergaben sich keine weiteren Annahme-Verletzungen. 
10 Ein anderes Bild ergibt sich für FDP und Die Linke. FDP-Minister führten beispielsweise in Nord-
rhein-Westfalen und Bremen das Innenministerium, in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt 
oder Schleswig-Holstein das Sozialministerium. Linken-Minister führten in Berlin, Bremen, Branden-
burg, Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern Sozialministerien.  
11 Konditionierte Effekte für die FDP werden entsprechend den Hypothesen nicht überprüft. 
12 Von einem Test für die AfD lässt sich sprechen, weil die anderen rechten Parteien seit ihrem Aufkom-
men in den meisten Bundesländern nahezu vollständig marginalisiert sind. 
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